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Vernehmlassung 
      
Departement für Infrastruktur, Energie und Mobilität  
Ringstrasse 10 
7001 Chur 
info@dvs.gr.ch 
 
13. August 2026, Chur   
    
Teilrevision des kantonalen Fischereigesetztes (KFG; BR 760.100)  
    
 
Sehr geehrter Frau Regierungsrätin Maissen  
Sehr geehrte Damen und Herren 
  
 
Besten Dank für die Einladung. Gerne nehmen wir hiermit Stellung zur Teilrevision des 
kantonalen Fischereigesetzes.  
 
Die SP Graubünden begrüsst die vorgeschlagenen Anpassungen des kantonalen 
Fischereigesetzes grundsätzlich. Insbesondere der verstärkte Fokus auf eine 
schonende und tierfreundliche Fischerei überzeugt. Die Ausweitung der 
Sachkundeausweispflicht auf alle Fischenden im Kanton Graubünden scheint unter 
diesem Aspekt sinnvoll ebenso das Anreizsystem für fischereiliche Hegetätigkeiten 
und die stärkere Gewichtung des Lebensraumaspekts. Ebenfalls unterstützen wir die 
gesetzlichen Präzisierungen, beispielsweise bezüglich des Enteignungsrechts, zu 
bessern Verständlichkeit und Nachvollziehbarkeit der Rechtslage.  
 
Ausdrücklich zu begrüssen ist, dass sich der Schutz der Fischlebensräume weniger 
nur auf den Wert eines Fisches, sondern vermehrt auf den gesamtheitlicheren Ansatz 
des Schutzes der Fischlebensräume bezieht. 
 
Wir verzichten auf das Ausfüllen des vorgesehenen Fragebogens und äussern uns 
ausschliesslich im vorliegenden Dokument.  
 
 
Fragen bestehen nur zu einzelnen Artikeln:  
 
Art. 7 Abs. 1 lit. b Verweigerungsgründe 
 
Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb die Abgabe eines Fischereipatents an Personen 
verweigert wird, die sich im Straf- oder stationären Massnahmenvollzug befinden. Ein 
pauschaler Ausschluss erscheint unverhältnismässig. Auch im Straf- oder stationären 
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Massnahmenvollzug können sich Situationen ergeben, in denen betroffene Personen 
grundsätzlich die Möglichkeit haben, die Fischerei auszuüben, beispielsweise im 
Rahmen eines offenen Vollzugs oder bei bewilligten Ausgängen. 
 
Eine Verweigerung der Patentabgabe würde sich aus unserer Sicht nur dann 
rechtfertigen, wenn sie im Zusammenhang mit Verstössen gegen fischereirechtliche 
Vorschriften steht oder konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die betroffene 
Person die geltenden Vorschriften nicht einhalten wird. 
 
Antrag 1 
 
Art. 7 Abs. 1 lit. b KFG ist zu streichen oder so anzupassen, dass dieser den 
Anforderungen der Rechtsgleichheit und Verhältnismässigkeit entspricht.  
 
 
Artikel 14 Ausübung der Fischerei 
 
Antrag 2 
 
Zum Schutz der Regenpfeiferartigen ist es wichtig, dass die temporären 
Betretungsverbote im Gesetz geregelt werden und nur die Details in den 
Betriebsvorschriften. 
 
 
 
Im Namen der SP Graubünden 
Mit freundlichen Grüssen  
 
 
Julia Müller  
 

 


